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Datum: 12.12.2017 

Rechtsvorschriften: § 120a ZPO 

Orientierungshilfe: 

Die hilfsbedürftige Partei ist nicht verpflichtet, während des gesamten Vierjahreszeitraums 
des § 120a Absatz 1 Satz 4 ZPO ihre private Lebensführung allein danach auszurichten, 
nach Möglichkeit entstandene Prozesskosten nachträglich zu begleichen. Vielmehr muss 
im Einzelfall geprüft werden, ob die fragliche Kreditaufnahme angemessen erscheint, und 
ob sich eine Person, die nicht dem Überprüfungsverfahren nach § 120a Absatz 2 ZPO 
unterliegt, in einer vergleichbaren Situation zu der Kreditaufnahme entschlossen hätte (im 
Anschluss an Landesarbeitsgericht Hamm ‒ Beschluss vom 30.04.2012 ‒ 4 Ta 662/11; 
juris).  
 

 

Beschluss: 

 

Auf die sofortige Beschwerde des Klägers vom 12.05.2017 wird der Beschluss des Ar-

beitsgerichts Bamberg ‒ Kammer Coburg ‒ vom 20.06.2017 abgeändert. 

 

Die Anordnung der Ratenzahlung wird aufgehoben. 

 

Gründe: 

 I. 

Die Parteien stritten in der Hauptsache um den Bestand eines Arbeitsverhältnisses sowie 

Weiterbeschäftigung. 

Dem Kläger wurde mit Beschluss vom 01.04.2014 Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung 

bewilligt und Herr Rechtsanwalt K… beigeordnet. 

Das Verfahren endete am 17.04.2014 mit dem Abschluss eines Vergleichs. 
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Der Kläger wurde unter dem 12.07.2016 vom Arbeitsgericht Bamberg ‒ Kammer Coburg 

‒ aufgefordert, mitzuteilen, ob sich seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 

geändert hätten. Diese Aufforderung wurde unter dem 11.08.2016 wiederholt. Gleichzeitig 

wurde dem Kläger eine Frist bis 29.08.2016 gesetzt. Nachdem der Kläger sich nicht äu-

ßerte, hob das Arbeitsgericht die Bewilligung von Prozesskostenhilfe am 08.09.2016 ge-

mäß § 124 Absatz 1 Nr. 2 ZPO auf. 

Gegen den Beschluss legte der Kläger sofortige Beschwerde ein und reichte gleichzeitig 

eine Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse ein.  

Mit Beschluss vom 02.05.2017 hob das Arbeitsgericht den Beschluss vom 08.09.2016 auf 

und ordnete eine monatliche Ratenzahlung in Höhe von 123,00 € an. Dabei ging es von 

einem anrechenbaren Einkommen von 247,00 € aus. 

Nach der Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zahlt der Klä-

ger auf einen Kreditvertrag, den er am 14.07.2016 bei der R… N… abschloss, monatlich 

eine Rate von 300,00 €.  

Der Beschluss wurde dem Kläger am 04.05.2017 zugestellt. 

Der Kläger legte gegen den Beschluss am 12.05.2017 sofortige Beschwerde ein. 

Das Erstgericht half der sofortigen Beschwerde teilweise ab und setzte die monatlichen 

Raten auf 102,00 € fest. 

Bei der Ermittlung des anrechenbaren Einkommens berücksichtigte das Erstgericht nicht  

die Rate für den Kredit bei der R… N… in Höhe von 300,00 € monatlich.  

Der Kläger macht geltend, er habe, da er Herrn Ko… einen Kredit von 10.000,00 € gege-

ben habe, zunächst bei der C… Bank ein Darlehen aufgenommen. Am 17.07.2013 habe 

er bei der R… N… einen neuen Kredit aufgenommen. Zu dem Zeitpunkt habe er in S… 

gewohnt. Den Kredit habe er am 14.07.2016 nochmals aufgestockt. Das Darlehen bei der 

R… habe er aufnehmen müssen, da er nach der Trennung von seiner seinerzeitigen 

Freundin nach Sc… gezogen sei und sich neu habe einrichten müssen. Ersparnisse habe 

er nicht mehr gehabt. 
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II. 

Die sofortige Beschwerde ist zulässig. Sie ist statthaft, § 127 Absatz 2 Satz 2 ZPO, sowie 

form- und fristgerecht eingelegt worden, §§ 127 Absatz 3, 569 ZPO. 

Die sofortige Beschwerde ist begründet. 

Bei der Berechnung des anrechenbaren Einkommens war auch die Rate in Höhe von 

monatlich 300,00 € zu berücksichtigen, die der Kläger auf den Kredit bei der R… N… zu 

entrichten hat. 

Allerdings trifft es zu, dass im Verfahren über die Prozesskostenhilfe grundsätzlich keine 

das Einkommen mindernde Verpflichtungen zu berücksichtigen sind, die erst nach Beginn 

des Verfahrens, für das der Antragsteller Prozesskostenhilfe begehrt, entstanden sind. 

Die gilt indes nicht für das Überprüfungsverfahren gemäß § 120a ZPO. 

Im Überprüfungsverfahren gilt ein anderer Maßstab als im Prozesskostenhilfebewilli-

gungsverfahren.  

Die hilfsbedürftige Partei ist nicht verpflichtet, während des gesamten Vierjahreszeitraums 

des § 120a Absatz 1 Satz 4 ZPO ihre private Lebensführung allein danach auszurichten, 

nach Möglichkeit entstandene Prozesskosten nachträglich zu begleichen. Vielmehr muss 

im Einzelfall geprüft werden, ob die fragliche Kreditaufnahme angemessen erscheint, und 

ob sich eine Person, die nicht dem Überprüfungsverfahren nach § 120a Absatz 2 ZPO 

unterliegt, in einer vergleichbaren Situation zu der Kreditaufnahme entschlossen hätte 

(Landesarbeitsgericht Hamm ‒ Beschluss vom 30.04.2012 ‒ 4 Ta 662/11; juris).  

Danach ist die Kreditrate, die der Kläger in Höhe von 300,00 € monatlich an die R… N… 

zu zahlen hat, anzurechnen. 
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Der Kreditvertrag, der den Kläger verpflichtet, monatlich 300,00 € zu zahlen, hat das ur-

sprüngliche Darlehen, das der Kläger aufgrund  des Vertrags vom 17.07.2013 erhalten 

hat, abgelöst. Der Kläger macht geltend, er habe diesen Darlehensvertrag aufgestockt. 

Wie sich aus den vorgelegten Kopien der Verträge ergibt, wies der Darlehensvertrag vom 

17.07.2013 als Darlehenssumme 16.673,06 € aus, das Darlehen nach dem Vertrag vom 

14.07.2016 beinhaltet eine Darlehenssumme von 14.907,73 €. Da der Kläger auf das zu-

erst gewährte Darlehen von August 2013 bis Juli 2016 monatliche Raten von 415,00 € 

gezahlt hat, war dieses Darlehen teilweise zurückgezahlt. Die Notwendigkeit, das Darle-

hen wieder zu erhöhen, ergab sich aus den persönlichen Umständen des Klägers, näm-

lich, wie er geltend macht, einer Trennung, verbunden mit einem Umzug und der Begrün-

dung eines neuen Hausstandes. 

Die Erhöhung des Darlehens hat zur Folge, dass die Dauer der Zahlungsverpflichtung 

sich zwar verlängerte, andererseits aber die Höhe der Rückzahlungsrate von 415,00 € auf 

300,00 € monatlich gesenkt wurde. 

In dieser Situation hätte sich auch eine andere Person zur Aufnahme eines Verbraucher-

darlehens entschlossen.  

Nachdem die Zahlungsverpflichtung in Höhe von 300,00 € zu berücksichtigen ist, ergibt 

sich beim anrechenbaren Einkommen ein Minusbetrag von 94,72 €, so dass eine Rate 

nicht zu zahlen ist. 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diese Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben. 

 

 

 
Weißenfels   

Vorsitzende Richterin   
am Landesarbeitsgericht   

 


